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Mit ihren 74 Jahren könnte sich Pia Hollen­
stein längst zurücklehnen. Doch das tut sie 

nicht. Sie engagiert sich immer noch. Früher in der in der Ausbildung von Pflegefach­
leuten, in einem Entwicklungseinsatz in Übersee, als Grüne Nationalrätin, in der GFS-Kom­
mission St. Gallen-Appenzell – heute als Klimaseniorin. «Engagement als Mittel gegen die 
Ohnmacht» nennt es Pia Hollenstein. Aufgewachsen ist sie auf einem Bauernhof im 
Toggenburg, in einer katholischen, aufgeschlossenen Familie. Ihr Vater hatte der kleinen 
Pia die Bewahrung der Schöpfung täglich vorgelebt: «Bi mir wird kei Geiss abunde», habe 
er jeweils gesagt. Er sei voller Respekt gegenüber den Pflanzen, Tieren und dem Boden 
gewesen. Diese Verbundenheit und dieses Verwurzeltsein spürt die Klimaseniorin bis 
heute in sich, wie auch die Heimat, die sie in der katholischen Kirche erfahren hat. Bes­
ser zur Erde zu schauen, das war auch die Motivation für sie, den Grünen beizutreten. 
Nachdem sie durch einen dreijährigen Entwicklungseinsatz in Papua-Neuguinea ihre glo­
bale Sichtweise erweiterte, stieg sie in die Politik ein. In ihrem Alltag versucht Pia 
Hollenstein keine ungerechten Strukturen zu unterstützen, so sieht man sie in St. Gallen 
auf dem Velo oder begegnet ihr im öffentlichen Verkehr, so, wie sie auch beim Essen, der 
Kleidung und der Geldanlage auf Nachhaltigkeit schaut. Auch ihr Bruder, Erwin Hollen­
stein, engagiert sich als Mitglied des Umweltteams der kath. Kirchgemeinde Embrachertal 
und als Naturschützer für die Bewahrung der Schöpfung. 

Umwel tpo l i t ik

Klimaschutz  
ist Menschenrecht

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte gab 
den Klimaseniorinnen recht: Die Schweiz verletze  
die Menschenrechte von älteren Frauen, weil sie nicht 
genügend gegen den Klimawandel tut. Pia Hollen­
stein war eine der Klägerinnen. Die oeku hat sie zum 
Gespräch getroffen.

Claudia Baumberger

Klimaseniorinnen: Darum geht es
Nachdem der Verein Klimaseniorinnen, der in­

zwischen rund 3000 über 65-jährige Frauen als 

Mitglieder zählt, in der Schweiz mit ihrem 

Anliegen, die Schweiz solle mehr für den Klima­

schutz tun, auf allen Instanzen abgeblitzt war, 

gelangte er an den Europäischen Gerichtshof für 

Menschenrechte (EGMR). Im April 2024 errangen 

die Klimaseniorinnen ein historisches Urteil:  

der EGMR stellte fest, dass die Schweiz durch 

mangelhaften Klimaschutz ältere Frauen in ihren 

Menschenrechten verletzt. Zudem rügt er das 

Bundesgericht, dass es nicht auf die Beschwerde 

des Vereins eingetreten ist. Das Urteil wurde vom 

Parlament kontrovers diskutiert. Schlussendlich 

schrieb der Bundesrat in seiner Antwort an den 

EGMR, dass die Schweiz die geforderten Mass­

nahmen bereits umgesetzt habe. Die Reaktion des 

EGMR auf die Antwort des Bundesrates ist noch 

hängig.

Die Idee für die Klimaklage und die Gründung des 

Vereins der Klimaseniorinnen ging von Greenpeace 

aus. 

Weitere Infos: www.klimaseniorinnen.ch

TROP CHAUD ist der 

Dokumentarfilm über 

ältere Frauen aus allen 

Landesteilen der 

Schweiz, die am Euro­

päischen Gerichtshof für 

Menschenrechte (EGMR) 

in Strasbourg gegen die 

Schweiz klagten. 

Premiere ist im Frühling 

2025.  

trop-chaud.ch/de/



oeku: Was können die Kirchen für mehr Klimaschutz tun?
Pia Hollenstein: Die Kirche soll Zeichen setzen. Wichtig ist, dass die Kirchen die Bewahrung 
der Schöpfung mehr zum Thema machen und dass sie Klartext reden. Dass sie darauf hin­
weisen, was unsere Aufgabe ist und wie jeder einzelne sich für ein besseres Klima einsetzen 
kann. Selbstverständlich sollen die Kirchgemeinden sich bei ihren Gebäuden und der Umge­
bungsgestaltung von ökologischen Prinzipien leiten lassen. Ganz wichtig ist auch, wo eine 
Kirche ihr Geld angelegt hat: das Geld dort abziehen, wo es gegen die Umwelt zielt und es 
in nachhaltige Projekte anlegen. Die Finanzen sind ein sehr grosser Hebel. All dies kann 
biblisch begründet werden und hat nichts mit Parteipolitik zu tun. Die Kirche muss Partei 
für die Umwelt ergreifen. 

oeku: Seit dem Urteil am Gerichtshof für Menschenrechte (EMGR) in Strassburg  
ist einige Zeit verstrichen. Was ist seither geschehen und was steht an?
Ich vermute, dass aus Strassburg als nächstes eine scharfe Rüge an die Schweiz eintreffen 
wird, weil die Gerichtsentscheide des EMGR umzusetzen sind. Es ist irreführend, wenn man 
behauptet, man hätte das Urteil umgesetzt, obwohl man faktisch nichts Zusätzliches unter­
nommen hat. Der Gerichtsentscheid ist gültig und muss umgesetzt werden. Wie er umgesetzt 
wird, das kann die Schweiz selbst bestimmen, dazu gibt der EGMR keine Vorschriften. Zudem 
muss das Bundesgericht die Klage der Klimaseniorinnen, die es vor dem EGMR-Urteil abge­
wiesen hat, nochmals neu beurteilen. 

oeku: Könnten Sie kurz zusammenfassen, was das Urteil des EGMR bedeutet?
Pia Hollenstein: Das KlimaSeniorinnen-Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschen­
rechte EGMR macht klar: Die Schweiz verletzt mit der heutigen Klimaschutz-Gesetzgebung 
die Menschenrechte, weil ihre Klimapolitik nicht kompatibel ist mit dem Ziel, die Erderwär­
mung auf 1.5°C zu begrenzen. 
Die Schweiz muss zusätzliche Massnahmen wie beispielsweise ein CO2-Budget erstellen und 
entsprechend handeln. Der EGMR anerkennt die älteren Frauen als vulnerable Gruppe, für die 
die Schweiz eine Schutzpflicht hat. Zudem ist in Zukunft möglich, dass NGOs, wenn es um 
Klimaschutz geht, rechtliches Gehör erhalten, weil Klimaschutz ein Menschenrecht ist. Dies 
gilt für alle Staaten des Europarates. 

Pia Hollenstein 

ist im Vorstand der Klimaseniorinnen. 

Sie ist ehemalige Grüne Nationalrätin. 

Sie war Lehrerin Pflege/Gesundheit. 

Als Pflegefachfrau war sie mit  

dem Interteam (heute Commundo)  

in einem dreijährigen Einsatz in  

Papua-Neuguinea. Sie war lange  

Mitglied der ökumenischen GFS-Gruppe 

St. Gallen-Appenzell und ist heute noch 

aktiv in der ökumenischen Gemeinde 

Halden St. Gallen.�
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Klimaseniorinnen 

protestieren auf dem 

Tsanfleurongletscher  

gegen die ungenügende 

Klimapolitik der Schweiz. 
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